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Vorwort 

Die Arbeit befaßt sich mit der Auslegung, Ausführung und Anwendung der 
staatsrechtlichen Regelungen zur Nachfolge in früheres  Reichsvermögen nach 
Art. 134 Grundgesetz. Hierfür  hat es zwei Anlässe gegeben, die eine Folge der 
deutschen Einheit sind. Zum einen werden zahlreiche und umfangreiche Liegen-
schaften früheren  Reichsvermögens aus ihrer Verwendung für die Stationierung 
ausländischer Streitkräfte  entlassen. Hierbei stellt sich die Frage, ob das Eigen-
tum an diesen Liegenschaften endgültig dem Bund in der Nachfolge des Deut-
schen Reiches verbleibt oder wegen vormaliger unentgeltlicher Eigentumsüber-
tragungen von Ländern und Kommunen auf den Reichsmilitärfiskus wieder an 
diese zurückfällt.  Für das hierfür  maßgebliche Rückfallrecht nach Art. 134 Abs. 
3 Grundgesetz ist zum zweiten dessen nunmehrige Geltung, Ausführung und 
Anwendung in den beiden vormaligen Teilen des Landes Berlin sowie in den 
neuen Ländern zu klären. Schließlich sind im Zusammenhang mit der Frage 
eines Rückfalls von Stationierungsliegenschaften aus früherem Reichsmilitärver-
mögen an Länder und Kommunen Besonderheiten zu erörtern, die sich aus dem 
Fortbestand eines eigenständigen bayerischen Militärfiskus bis 1924 ergeben. 

Der Erste Teil zu einer Rückfallanwartschaft  westdeutscher Städte und 
Gemeinden an stationierungsrechlich genutzten früheren  Reichsmilitärliegen-
schaften geht auf ein Rechtsgutachten für eine westdeutsche Stadt zurück. Es ist 
für die Veröffentlichung  gekürzt und verallgemeinert worden. Die Feststellun-
gen gelten gegebenenfalls entsprechend für Rückfallanwartschaften  von west-
deutschen Ländern. 

In dem ersten Zusammenhang war auf die vormalige Praxis gemeindlicher 
Garnisonsverträge einzugehen, aufgrund deren Städte und Gemeinden um des 
Vorteils eines Garnisonsstandortes willen dem Reichsmilitärfiskus Liegen-
schaften unentgeltlich "zur Verfügung" gestellt haben. Ferner war das eigen-
tums- und besitzrechtliche Schicksal der betreffenden  Liegenschaften während 
ihrer besatzungsrechtlichen Requisition und ihrer stationierungsrechtlichen 
Überlassung zu verfolgen. 

Die weiteren drei Teile zur Rechtslage von Stationierungsliegenschaften aus 
früherem Reichsmilitärvermögen im vormaligen West-Berlin, im ehemaligen 
Ostteil des Landes Berlin und in den neuen Ländern sowie im Bereich des 
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früheren  bayerischen Militärfiskus sind ohne konkreten Anlaß hinzugefügt 
worden. Damit sollte eine gewisse Vollständigkeit des Themas nach der deut-
schen Einheit erreicht werden. 

Insgesamt kann die Veröffentlichung  als eine Darstellung zur Auslegung, 
Ausführung und Anwendung der staatsrechtlichen Regelungen über die Nachfol-
ge in früheres  Reichsvermögen nach Art. 134 Grundgesetz auf dem Stande nach 
der deutschen Einheit verstanden werden. Der erste, auf ein Rechtsgutachten 
zurückgehende Teil ist im November 1993, die weiteren Teile sind im Februar 
1994 abgeschlossen worden. 

Erlangen, im März 1994 Richard Bartlsperger 
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Die Problematik eines Rückfalls früherer 
Reichsmilitärliegenschaften an Gemeinden nach dem Ende 

eines Stationierungsbedarfs 

Infolge der politischen Veränderungen in Deutschland, Osteuropa und der 
ehemaligen Sowjetunion seit dem Jahre 1990 sind im militärischen Bereich 
Abrüstungsmaßnahmen, Truppenreduzierungen und Truppenverlegungen aus-
gelöst worden. Aus dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland zieht 
ein großer Teil der nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs dort zunächst als 
Besatzungs- und dann als Stationierungsstreitkräfte  anwesenden ausländischen 
Truppen ab. In Westdeutschland werden die im Rahmen der NATO stationier-
ten ausländischen Streitkräfte  verringert. In den neuen Ländern im Gebiet der 
ehemaligen DDR werden die sogenannten "Westgruppe-Truppen" aus den 
Nachfolgestaaten der vormaligen Sowjetunion vertragsgemäß während des 
Jahres 1994 vollständig abgezogen sein. Auf diese Weise werden im ganzen 
Bundesgebiet zahlreiche und umfangreiche Liegenschaften mit darauf vor-
handenen Anlagen aus ihrer Verwendung für Stationierungszwecke entlassen. 
Viele Stationierungsstandorte werden gänzlich aufgegeben. 

Soweit die stationierungsrechtlich freigegebenen Immobilien nicht einem 
Anschlußbedarf  des Bundes für Zwecke der Bundeswehr oder einer anderen 
unmittelbaren Verwaltungsaufgabe des Bundes zugeführt  werden, stellt ihre 
künftige Eigentumszuordnung und Nutzung als fiskalisches oder privates 
Grundstücksvermögen den Bund, die Länder und die Standortgemeinden vor 
eine Reihe von administrativen Aufgaben und rechtlichen Entscheidungen. Für 
die betreffenden  Städte und Gemeinden brauchen aus der Auflösung eines 
Stationierungsstandorts nicht nur strukturelle Probleme zu entstehen. Denn auf 
der anderen Seite eröffnet  sich für sie in oft beträchtlichem Ausmaß die Chance 
zu städtebaulichen Entwicklungen, vornehmlich zur bauplanungsrechtlichen 
Bereitstellung von Flächen für den Wohnungsbau, eine Gewerbenutzung und 
öffentliche  Infrastrukturmaßnahmen.  Diebauplanungsrechtliche "Flächenkonver-
sion" der freigegebenen Stationierungsliegenschaften kann in den betreffenden 
Städten und Gemeinden als eine der wesentlichen städtebaulichen Zukunftsauf-
gaben gelten.1 Dabei wird die städtebauliche Beplanung der Grundstücke für die 
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künftige bauliche und sonstige Nutzung regelmäßig zu einer Steigerung von 
deren Vermögenswert um ein Vielfaches führen, soweit es nicht gelingt, dem 
durch bauplanungsrechtliche Entwicklungsmaßnahmen entgegenzuwirken. Auf 
jeden Fall stellen die freigegebenen Stationierungsliegenschaften einen Ver-
mögenswert dar, der die Frage ihrer Vermögenszuordnung nach der Freigabe 
durch die ausländischen Streitkräfte  in den Vordergrund rückt. Sie enthält eine 
besondere Brisanz in Fällen, in denen Städte und Gemeinden die zuletzt für den 
Stationierungsbedarf  beanspruchten Flächen vormals dem deutschen Militärfis-
kus für Garnisonszwecke unentgeltlich "zur Verfügung gestellt" hatten. Unter 
solchen Voraussetzungen erscheint ein Rechtsbegehren der betreffenden  Städte 
und Gemeinden verständlich, die zwischenzeitlichen Stationierungsliegenschaf-
ten nach deren Freigabe ebenso wieder unentgeltlich herausgegeben bzw. 
übertragen zu erhalten. Rechtsbegrifflich  handelt es sich um die Problematik 
eines für die betreffenden  Städte und Gemeinden anspruchsbegründenden Rück-
fallrechts. 

A. Die rechtlichen Problemstellungen 

1. - Die Frage eines Rückfalls von freigegebenen Stationierungsliegen-
schaften an Städte und Gemeinden stellt sich unter Voraussetzungen, die aus 
rechtlich besonders gelagerten Vorgängen herrühren, aber praktisch gleichwohl 
in zahlreichen Fällen vorliegen dürften. Man kann sogar von einem typischen 
Tatbestand sprechen, der nach der Freigabe von Stationierungsliegenschaften 
eine Entscheidung über deren Rückfall an Städte und Gemeinden verlangt. 
Dabei handelt es sich unter rechtlich relevanten Gesichtspunkten stets um die 
gleichen historischen Vorgänge und Abläufe. 

Ein großer Teil der jetzt freigegebenen Stationierungsliegenschaften ist vor 
deren stationierungsrechtlicher Inanspruchnahme von denselben ausländischen 
Staaten schon für die Zwecke ihrer Besatzungsstreitkräfte  aufgrund von Kriegs-
recht requiriert und genutzt worden und hat bis dahin der Wehrmacht bzw. der 
Reichswehr des Deutschen Reichs zur Verfügung gestanden. Es hat also in 
solchen Fällen eine ununterbrochene militärische Nutzung bzw. Inanspruchnah-
me durch das Reich, die Besatzungsmächte und die Stationierungsstreitkräfte 
stattgefunden. Viele dieser Liegenschaften sind ursprünglich dadurch in das 
Eigentum des Reichsmilitärfiskus gelangt, daß Städte und Gemeinden um des 

1 Mönninger,  Drei Millionen Wohnungen, Frankfurter  Allgemeine Zeitung Nr. 200 v. 30.8.93, 
S. 25. 
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erhofften  allgemeinen Vorteils einer Ansiedlung oder Erweiterung einer Garni-
son willen gemeindeeigene oder zu diesem Zweck mit gemeindlichen Mitteln 
beschaffte  Grundstücke unentgeltlich an den Militärfiskus veräußert haben. 
Solche Vorgänge bilden den typischen historischen Tatbestand sogenannter ge-
meindlicher Garnisonsverträge. Deren seinerzeitige Zweckbestimmung einer un-
entgeltlichen Übereignung von Grundstücken für eine Garnison findet aus der 
Sicht der betreffenden  Städte und Gemeinden mit einer nunmehrigen stationie-
rungsrechtlichen Freigabe und vor altem bei der gänzlichen Auflösung einer 
Garnison der Stationierungsstreitkräfte  ihr Ende. Hieraus erklären sich heutige 
Rückfallbegehren der betreffenden  Städte und Gemeinden. Die typische Fra-
gestellung eines Rückfalls freigegebener  Stationierungsliegenschaften an Städte 
und Gemeinden betrifft  also Grundstücke, die von einer Stadt oder Gemeinde 
vormals aufgrund von Garnisonsverträgen mit dem deutschen Militärfiskus die-
sem unentgeltlich übereignet und seitdem in ununterbrochener Abfolge für 
Garnisonszwecke des Deutschen Reiches, dann für die Besatzungsstreitkräfte 
und schließlich für den Stationierungsbedarf  genutzt bzw. in Anspruch genom-
men worden sind. 

Die abschließende Eigentumszuordnung freigegebener  Stationierungsliegen-
schaften unter den dargelegten Voraussetzungen eines vormaligen gemeindli-
chen Garnisonsvertrages sowie einer zwischenzeitlich ununterbrochenen Nut-
zung und Beanspruchung für militärische Zwecke des Deutschen Reichs, einer 
Besatzungsmacht und eines ausländischen Stationierungsstaates bewegt sich 
zwischen zwei Alternativen, nämlich entweder eines endgültigen Eigentums-
und Behalterechts des Bundes als Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches oder 
eines von der betreffenden  Stadt oder Gemeinde gegen den Bund geltend zu 
machenden Rechtsanspruchs auf Rückübertragung. Es geht also um die Frage, 
ob die gegenwärtig und künftig freigegebenen Stationierungsliegenschaften aus 
vormals über gemeindliche Garnisonsverträge erworbenem Reichsvermögen 
Rückfallansprüchen der betreffenden  Städte und Gemeinden unterliegen und 
demzufolge bis zum zeitlichen Ende einer solchen Anspruchsberechtigung oder 
gegebenenfalls bis zur Entscheidung über einen rechtzeitig geltend gemachten 
Rückfallanspruch nur zum Rückfallvermögen des Bundes gehören. Dies ist 
Gegenstand der nachfolgenden Erörterungen. Für den Bund sowie die betreffen-
den Städte und Gemeinden stehen hierbei beträchtliche Vermögenswerte auf 
dem Spiel. Nicht zuletzt kann die Rückfallfrage  erheblichen Einfluß auf die 
städtebauliche "Flächenkonversion" von freigegebenen Stationierungsliegen-
schaften haben. 

Die Rechtslage stellt sich allerdings bei einer ersten Betrachtung alles 
andere als eindeutig dar. Diesen Umstand kann sich der Bund als "grundsätzli-
cher" Rechtsnachfolger in das frühere  Reichsvermögen und damit als jedenfalls 

2 Bartlsperger 


